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JUSLINE Entscheidung

@ Veroffentlicht am 23.04.1996

Beachte
Dazu VWGH vom 5. Juli 1996, ZI. 96/02/0263: Behandlung der Beschwerde abgelehnt. Spruch
Die Berufung wird gemaR 866 Abs4 AVG abgewiesen.

Der Spruch des angefochtenen Straferkenntnisses wird insoferne geandert, als die Tatbeschreibung der Punkte 4. und
5. nunmehr zu lauten hat:

4.

im Ortsgebiet von W¥******* guf der LH *** (Hauptstral3e) gegenUber der Ordnungsnummer 54 aus Richtung
Kx*F*ksrkdrdr* kommend stadtauswarts der durch deutlich sichtbare Zeichen (Anhaltezeichen mit Kelle) erfolgten
Aufforderung eines Organes der StralRenaufsicht zum Anhalten keine Folge geleistet.

5.

im Ortsgebiet von W******* auf der LH *** (Hauptstrale) nachst der Ordnungsnummer 52 bis 200 aus Richtung
Kx*#*ksrkirsrx kommend stadtauswarts schneller als die erlaubte Hochstgeschwindigkeit von 50 km/h gefahren.

130 km/h gefahrene Geschwindigkeit.

Der Rechtsmittelwerber hat gemaR 864 VStG S 2.480,-- an Kosten des Verfahrens der Berufungsbehérde binnen zwei
Wochen zu entrichten.

Innerhalb gleicher Frist werden der Strafbetrag und die Kosten des Verfahrens der Behdrde erster Instanz fallig.

Text
Mit dem angefochtenen Straferkenntnis wurde Uber den Rechtsmittelwerber eine Geldstrafe von insgesamt S 12.400,--
(Ersatzfreiheitsstrafe: insgesamt 298 Stunden) verhangt.

Der Spruch des angefochtenen Straferkenntnisses lautet wie folgt:

"Sie haben als Fahrzeuglenker folgende Verwaltungsibertretungen begangen:
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Zeit: 03. Juni 1994 um 14,03 Uhr

Ort: Ortsgebiet von W******* guf der LH*** (Hauptstrale) nachst der ONr 50-52 aus Richtung K#***#¥kkkkkkik

kommend stadtauswarts

Fahrzeug: PKW - W-****%

Tatbeschreibung:

1.

Auf einer unubersichtlichen Stral3enstelle sei Gberholt worden, obwohl die Fahrbahn nicht durch eine Sperrlinie geteilt

war.

2.

Im Ortsgebiet sei schneller als die erlaubte Hochstgeschwindigkeit von 50 km/h gefahren worden. 86 km/h gemessene
Geschwindigkeit.

Bei der Strafbemessung sei die Mef3toleranz zu seinem Gunsten berticksichtigt worden.

3.

Bei dieser Fahrt sei mit dem von ihm gelenkten Kraftfahrzeug ungebuhrlicher Larm verursacht worden. (Untere Gange
seien ausgedreht und dadurch ohrenbetaubender Larm verursacht worden).

4.

Der durch deutlich sichtbare Zeichen (Anhaltezeichen mit Kelle) erfolgten Aufforderung eines Organes der
Stral3enaufsicht zum Anhalten sei keine Folge geleistet worden.

5.

Im Ortsgebiet sei schneller als die erlaubte Hochstgeschwindigkeit von 50 km/h gefahren worden. Bei der
Strafbemessung sei die MeRtoleranz zu seinem Gunsten bertcksichtigt worden."

Dagegen hat der Rechtsmittelwerber fristgerecht Berufung erhoben und im wesentlichen ausgeflihrt, der Spruch des
Straferkenntnisses sei unprazise, da dem Beschuldigten 2 Geschwindigkeitsiiberschreitungen am selben Ort
vorgeworfen wirden. Gleiches gelte fUr die Punkte 1. und 3.. Es sei ein bestimmter Punkt angegeben, obwohl klar sei,
daR sich diese Ubertretungen (iber eine gewisse Fahrstrecke abspielen wiirden. Die Behérde erster Instanz habe keine

Beweiswirdigung vorgenommen, bzw seine Beweisantrage mif3achtet.

Der Beschuldigte habe laut Anzeige an einer unuUbersichtlichen StraRBenstelle Uberholt, jedoch dirfen
Fahrgeschwindigkeiten nur an geraden StraRenstliicken gemessen werden, weshalb die Messung nicht die
erforderliche Genauigkeit aufweise.

Unglaublich sei auch, wie ein zum Verkehr zugelassenes Fahrzeug ohrenbetdubenen Ldrm verursachen konne,
auBerdem entspreche die Umschreibung der Tat nicht dem 844a VStG.

Das Verfahren griindet sich auf die Anzeige des Gendarmeriepostens W****¥** yom 7.6.1994.
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Der Unabhéngige Verwaltungssenat im Land NO hat erwogen:

Da der Rechtsmittelwerber zum konkreten Tatvorwurf des Punktes 1. des angefochtenen Straferkenntnisses nicht

Stellung nimmt, war dem Ubereinstimmenden Angaben der Beamten zu folgen und diese als erwiesen anzunehmen.

Gemal} 844a Z1 VStG hat der Spruch eines Straferkenntnisses, wenn er nicht auf Einstellung lautet, die als erwiesen
angenommene Tat zu enthalten. Das am Tatort und Tatzeitumschreibung zu stellende Erfordernis ist nach den jeweils
gegebenen Begleitumstanden in jedem einzelnen Fall ein Verschiedenes.

Die Berufungsbehorde mufte daher den Spruchpunkt 4. und 5. hinsichtlich des Tatortes korrigieren und die
Bezeichnung des entsprechenden Abschnittes, auf dem sich die Ubertretungen ereigneten, hinzufiigen. Dies war
deswegen moglich, weil nach der Aktenlage eine entsprechende Verfolgungshandlung innerhalb der
Verfolgungsverjahrungsfrist dadurch gesetzt wurde, dal dem Rechtsmittelwerber am 18.10.1994 Akteneinsicht und
somit die hinsichtlich der Orte die korrekte Anzeige zur Einsicht gebracht wurde.

Da samtliche Verwaltungsubertretungen in einem Zug innerhalb weniger Minuten begangen worden sind, entspricht
die Tatzeitangabe im Zusammenhang mit den nunmehr angefihrten Tatorten jedenfalls dem Konkretisierungsgebot
des 844a Z1 VStG, da die dem Berufungswerber zur Last gelegten Taten in so konkreter Umschreibung vorgeworfen
werden, dal er in die Lage versetzt wird, auf die konkreten Tatvorwirfe bezogene Beweise anzubieten und er rechtlich
davor geschutzt ist, wegen desselben Verhaltens nochmals zur Verantwortung gezogen zu werden.

Wie sich aus dem vorliegenden Verwaltungsakt der Bezirkshauptmannschaft xx ergibt, erfolgte die Feststellung der
ersten Geschwindigkeitstiberschreitung durch den Beschuldigten seitens des anzeigenden Gendarmeriebeamten
aufgrund einer Lasermessung. In rechtlicher Hinsicht ist anzufihren, dal3 die Verwendung eines Lasergerdtes zur
Ermittlung einer Geschwindigkeitstiberschreitung eine zuverlassige Methode darstellt,
Geschwindigkeitsliberschreitungen exakt festzustellen. Auch fehlt es im vorliegenden Fall an jedem konkreten
Anhaltspunkt daftr, daR ein unrichtiges MeRergebnis vorlag. Dies deshalb, weil laut der vom Rechtsmittelwerber
selbst zitierten Anwendungsbestimmungen des Lasergerates die vom Beamten eingehaltene MeRsichtweite von ca 120
m zur Messung der Geschwindigkeit véllig ausreichend ist. Dem Einwand, dal3 Fahrzeuggeschwindigkeiten nur an
geraden StralBenstlicken gemessen werden durfen, damit die systematischen Winkelfehler nicht zu gro wirden, wird
entgegengehalten, daR gemal Punkt 2.9 der zitierten Bestimmungen sich die Mel3ergebnisse gemal3 dem Cosinus des

tatsachlichen Winkels zu Gunsten des kontrollierten Fahrzeuglenkers verringern.

Im Gbrigen mull der Beschuldigte nicht nur mogliche Fehlerquellen, sondern im Einzelfall vorliegende konkrete
Umstande fur eine unrichtige Lasermessung (zB konkrete Tatsachen, die auf Reflektionsfehler, Bedienungsfehler,

Identifitionsfehler oder geometrische Fehler hinweisen) aufzeigen.

SchlieBlich ist es fir den Rechtsmittelwerber unglaublich, "wie ein zum Verkehr zugelassenes Fahrzeug

ohrenbetdaubenden Larm verursachen soll".

Dem ist entgegenzuhalten, daRR selbstverstandlich auch ein zum Verkehr zugelassenes Fahrzeug aufgrund seiner
Handhabung ungebtihrlicherweise stérenden Larm verursachen kann. Zu einer dem Gesetz entsprechenden
Umschreibung, der aus Ubertretung nach §102 Abs4 KFG qualifizierten Tat gehért, durch welches Verhalten (Handeln
oder Unterlassen) der Beschuldigte mit dem von ihm gelenkten Fahrzeug mehr Larm verursacht habe, als dies bei
ordnungsgemaliem Zustand und sachgemal3em Betrieb unvermeidbar gewesen ware. Diesem Erfordernis wird durch
die Wendung "untere Gange ausgedreht" gerecht und gibt eindeutig die Ursache fur die ungebuhrliche
Larmentwicklung wider.
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Wenn der Rechtsmittelwerber hinsichtlich des 4. Deliktes behauptet, er habe kein Haltezeichen mittels Kelle
wahrgenommen, so ist ihm entgegenzuhalten, dal3 auch hier den Angaben der Beamten, wonach dieses Haltezeichen
durch Betreten der Fahrbahn mittels ausgestrecktem Arm und Kelle, zu folgen war. Beim Zuwiderhandeln gegen das
Gebot des 897 Abs5 StVO handelte es sich um ein Ungehorsamsdelikt im Sinne des 85 Abs1 2 Satz VStG, weshalb der
Rechtsmittelwerber daher zu beweisen gehabt hatte, dall ihm die Einhaltung der Verwaltungsvorschrift ohne sein
Verschulden unméglich gewesen ist. DaR er dieses deutlich sichtbar gegebene Haltezeichen nicht erkannt hat, war ihm

daher im Zuge seiner halsbrecherischen Fahrt jedenfalls zuzurechnen.

Der Rechtsmittelwerber bestreitet sodann die mittels Nachfahrt im Abstand von ca 150 m und gleichbleibenden
Abstand zwischen Hauptstrale ONr 120 und 190 durch Ablesen des nicht geeichten Tachometers, weil das Einholen
des Ford Sierra der Gendarmerie bei Einhaltung einer Geschwindigkeit des Beschuldigten Fahrzeuges von 130 bis 140

km/h, nach der Zeit-Wegdifferenz nicht méglich gewesen ware.

Dem ist entgegenzuhalten, dal das Nachfahren mit einem Behdérdenfahrzeug zur Ermittlung der Geschwindigkeit
eines Kraftfahrzeuges brauchbare Grundlage fur die Ermittlung einer Geschwindigkeitstberschreitung von 90 km/h (!)

darstellt, wobei eine Beobachtungsstrecke von 100 m bereits ausreicht.

Hinsichtlich der Strafzumessungsgriinde ist folgendes auszufthren:

Die Gefahrdung der von der StraRBenverkehrsordnung geschutzten Interessen war erheblich, weil das gesetzte
Verhalten geeignet war, die Sicherheit des StraBenverkehrs in einem erheblichen Ausmal} zu beeintrachtigen.
Erfahrungsgemall kommt es namlich dadurch, dall Fahrzeuglenker die erlaubte Hochstgeschwindigkeit nicht
einhalten, immer  wieder zu schweren und unnétigen  Verkehrsunféllen.  Die  vorliegenden

Geschwindigkeitstiberschreitungen waren jedenfalls als nicht mehr als geringfligig zu werden.

Als mildernd konnte die bisherige verwaltungsstrafrechtliche Unbescholtenheit gewertet werden. Erschwerend war

demgegenuber kein Umstand.

Unter Berucksichtigung dieser Umstande konnte selbst unter der Annahme ungunstigster Einkommens-, Vermoégens-

und Familienverhaltnisse keine Herabsetzung der gegenstandlichen Strafen verfugt werden.

Von der Anberaumung einer 6ffentlichen mindlichen Verhandlung konnte gemal 851e Abs2 VStG abgesehen werden.

Die Kostenentscheidung griindet sich auf die bezogene Gesetzesstelle.

Es war daher spruchgemal zu entscheiden.

Quelle: Unabhangige Verwaltungssenate UVS, http://www.wien.gv.at/uvs/index.html

© 2025 JUSLINE
JUSLINE® ist eine Marke der ADVOKAT Unternehmensberatung Greiter & Greiter GmbH.

www.jusline.at


https://www.jusline.at/gesetz/stvo/paragraf/97
https://www.jusline.at/gesetz/vstg/paragraf/51e
http://www.wien.gv.at/uvs/index.html
file:///

	TE UVS Niederösterreich 1996/04/23 Senat-WU-96-011
	JUSLINE Entscheidung


